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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Krankenhausgesetzes und der Verordnung zur 
Durchführung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 

A) Problem 

─ Bei der Förderung von Einzelvorhaben nach Art. 11 des Bayerischen Krankenhaus-
gesetzes (BayKrG), also insbesondere Krankenhausbauvorhaben, kann vor der 
erstmaligen Bewilligung von Fördermitteln unter bestimmten Voraussetzungen ei-
nem vorzeitigen Maßnahmebeginn zugestimmt werden. Die entsprechende Rege-
lung ermöglicht derzeit einen förderunschädlichen Beginn erst ab Erhalt des Be-
scheids über die fachliche Billigung, mit dem das fachliche Prüfungsverfahren 
rechtsförmlich abgeschlossen wird. Ein früherer Beginn oder ein Beginn der Maß-
nahme ohne vorherige Zustimmung führt zu einem Förderausschluss. 

─ Aufgrund veränderter und sich weiter verändernden Rahmenbedingungen des Ge-
sundheitswesens, insbesondere der zunehmenden Ambulantisierung, kürzerer Ver-
weildauern, mangelnder Refinanzierung der gestiegenen Betriebskosten und des 
Fachkräftemangels, steht die Krankenhauslandschaft unter erheblichem Anpas-
sungs- und Umstrukturierungsdruck. Im Zuge der Anpassung der Strukturen in der 
Krankenhausversorgung an die Rechtsänderungen durch das Krankenhausversor-
gungsverbesserungsgesetz (KHVVG) wird sich diese Situation voraussichtlich noch 
verschärfen. Durch die dadurch bedingte (Teil-)Schließung von Krankenhäusern ist 
in jedem Einzelfall zu prüfen, ob Investitionsfördermittel zurückgezahlt werden müs-
sen. 

─ Wird ein abtrennbarer Teil eines Krankenhauses von einem anderen Krankenhaus-
träger übernommen, kann dies bislang förderrechtlich nur durch eine Entscheidung 
über den Verzicht auf den Widerruf von Förderbescheiden gegenüber dem bisheri-
gen Krankenhausträger unter der Voraussetzung der akutstationären Weiternut-
zung bis zum Ablauf der Nutzungsdauer der geförderten Anlagegüter durch den 
neuen Krankenhausträger abgewickelt werden. 

─ Die Fortschreibung des Festbetrags für Einzelvorhaben nach Art. 11 BayKrG nach 
der Veränderung von amtlichen Indizes wird mit dem Abschlussbescheid nach Prü-
fung des Verwendungsnachweises vorgenommen, da dann die hierfür maßgeben-
den Kriterien geprüft und festgestellt sind. Dies erfordert von den Krankenhäusern 
eine unter Umständen längere Vorfinanzierung von teilweise hohen Kostensteige-
rungen. 

─ Im Zuwendungsrecht wurden diverse förderrechtliche Erleichterungen getroffen, 
u. a. hinsichtlich der Prüfung des Vergaberechts. Die Regelungen des Zuwen-
dungsrechts gelten nicht für die Krankenhausinvestitionsförderung. 

 

B) Lösung 

─ Künftig soll der Krankenhausträger bereits dann förderunschädlich mit einer Maß-
nahme beginnen können, wenn die Förderbehörde ihm das Prüfungsergebnis über 
das fachliche Prüfungsverfahren im Anhörungsverfahren übermittelt hat und er für 
sich entschieden hat, dass er mit diesem einverstanden und zur Übernahme der 
Vorfinanzierungskosten in der Lage ist. Die nächsten rechtsförmlichen Schritte, 
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nämlich die Bekanntgabe des Bescheids über die fachliche Billigung und die Zu-
stimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn, muss er dann für den förderunschäd-
lichen Maßnahmebeginn nicht mehr abwarten. In einem solchen Fall soll die För-
derbehörde die Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn auch nachträglich 
erteilen können, sobald der Krankenhausträger im Nachgang die weiteren Voraus-
setzungen dargelegt hat (Einverständnis zum fachlichen Prüfungsergebnis und zur 
Übernahme der Vorfinanzierungskosten, Darlegung der Gesamtfinanzierung). 

─ Zugunsten der von einer vollständigen oder teilweisen Schließung ihres Kranken-
hauses betroffenen Krankenhausträger sollen mehr Möglichkeiten geschaffen 
werden, auf den Widerruf von Förderbescheiden zu verzichten. Dies ist auch Teil 
des von der Staatsregierung am 22. Oktober 2024 beschlossenen Maßnahmen-
pakets zur Unterstützung der Krankenhäuser bei anstehenden Umstrukturierun-
gen („7-Punkte-Plan“). Gleichzeitig soll das Verwaltungsverfahren vereinfacht und 
insbesondere die verwaltungsaufwändige nachträgliche „Abrechnung“ von in der 
Vergangenheit geförderten Darlehen abgeschafft werden. 

─ Bei einem Wechsel in der Trägerschaft über einen abtrennbaren Teil eines Kran-
kenhauses soll künftig der neue Krankenhausträger die hierfür bisher erteilten För-
derbescheide unmittelbar übernehmen können. 

─ Krankenhausträger sollen bei Einzelvorhaben nach Art. 11 BayKrG, die eine über 
bestimmten Schwellenwerten liegende Kostensteigerung erfahren, künftig bereits 
vor Erlass des Abschlussbescheids Abschlagszahlungen auf die voraussichtliche 
Indexfortschreibung erhalten können. 

─ Im Zuwendungsrecht in letzter Zeit umgesetzte förderrechtliche Erleichterungen 
sollen, soweit sie auch für die Krankenhausinvestitionsförderung sinnvoll sind, über-
nommen werden. Dies betrifft u. a. auch Erleichterungen bei der Prüfung der 
Vergabe von Aufträgen. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Die Änderungen verursachen keine Mehrkosten. Daher führt das Gesetzesvorhaben zu 
keinen zusätzlichen Belastungen für den Staat und die Kommunen, die die Hälfte des 
Krankenhausförderetats über die Krankenhausumlage aufbringen. 

Durch die ergänzten Möglichkeiten zum Verzicht auf den Widerruf von Förderbeschei-
den bei Krankenhausschließungen kommt es insoweit nicht zur Rückforderung von För-
dermitteln, die ansonsten gegebenenfalls in den Krankenhausförderetat zurückgeflos-
sen wären und somit wieder für andere förderfähige Zwecke eingesetzt hätten werden 
können. Aus der Abschaffung der bisherigen „Abrechnung“ der Darlehensförderung 
nach Art. 15 Abs. 4 BayKrG ist keine nennenswerte Auswirkung auf den Krankenhaus-
förderetat zu erwarten. Da die Einzelförderung nach Art. 11 BayKrG ausschließlich 
durch Festbeträge erfolgt, führen auch die Vereinfachungen bei der Prüfung der 
Vergabe von Aufträgen zu keinen Mehrkosten. 

Darüber hinaus entstehen für die Kommunen, die Wirtschaft oder den Bürger keine 
Kosten. Die neu geschaffenen Verzichtsmöglichkeiten bei der vollständigen oder teil-
weisen Schließung von Krankenhäusern entlasten die Krankenhausträger bei den an-
stehenden Anpassungs- und Umstrukturierungsprozessen. Die mit den Regelungen 
verbundenen Verwaltungsvereinfachungen entlasten Krankenhausträger und Förder-
behörden. 
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Das Konnexitätsprinzip ist nicht berührt. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Krankenhausgesetzes und der Verordnung zur 
Durchführung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 

Das Bayerische Krankenhausgesetz (BayKrG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. März 2007 (GVBl. S. 288, BayRS 2126-8-G), das zuletzt durch § 4 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 632) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „auf Antrag“ gestrichen. 

b) In Satz 4 wird das Wort „und“ durch die Wörter „einschließlich der Vergabe von 
Aufträgen zur Objektüberwachung und -betreuung sowie“ ersetzt. 

c) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„5Die zuständige Behörde soll auf Antrag einem vorzeitigen Maßnahmebeginn 
zustimmen, wenn der Krankenhausträger mit der Maßnahme nicht begonnen 
hat, bevor er von der zuständigen Behörde nach Durchführung des fachlichen 
Prüfungsverfahrens das Prüfungsergebnis erhalten hat, er sein Einverständnis 
zu diesem Prüfungsergebnis sowie zur Übernahme der Vorfinanzierungskosten 
erklärt und die Gesamtfinanzierung nach Abs. 2 Satz 1 auf Basis dieses Prü-
fungsergebnisses nachweist.“ 

d) In Satz 6 wird das Wort „vorzeitigen“ durch das Wort „früheren“ ersetzt und die 
Wörter „auch vor fachlicher Billigung nach Abs. 2 Satz 3“ werden gestrichen. 

2. Art. 15 Abs. 4 wird aufgehoben. 

3. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem Wort „wenn“ die Wörter „und so-
weit“ und nach dem Wort „bereitgestellt“ die Wörter „und dort die Fördermit-
telzweckbindung nach Art. 18 Abs. 1 übernommen“ eingefügt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nr. 1 wird nach dem Wort „sind“ das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt. 

bbb) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

ccc) Folgende Nr. 3 wird angefügt: 

„3. bei einer nur teilweisen Schließung eines Krankenhauses umsetz-
bare Anlagegüter veräußert werden und der Krankenhausträger 
den Veräußerungserlös seinen pauschalen Fördermitteln nach 
Art. 12 zuführt.“ 
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bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

„3Liegt das Ausscheiden im krankenhausplanerischen Interesse, soll vom 
Widerruf abgesehen werden, wenn und soweit 

1. Anlagegüter einer anderen, im sozialstaatlichen Interesse liegenden 
Zweckbestimmung zugeführt werden und durch die neue Nutzung eine 
Refinanzierung geförderter Investitionen nicht gegeben ist, 

2. Anlagegüter für andere förderfähige kommunale Zwecke oder zur Erfül-
lung einer anderen kommunalen Aufgabe verwendet werden und durch 
die neue Nutzung eine Refinanzierung geförderter Investitionen nicht 
gegeben ist oder 

3. in sachlichem und zeitlichem Zusammenhang mit dem Ausscheiden aus 
dem Krankenhausplan an demselben oder einem anderen Kranken-
hausstandort grundsätzlich nach Art. 11 förderfähige, bedarfsnotwen-
dige Krankenhausinvestitionen eigenfinanziert werden und dort die För-
dermittelzweckbindung nach Art. 18 Abs. 1 übernommen wird.“ 

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Zur Vermeidung einer unbilligen Härte kann von der Geltendmachung des 
Zinsanspruchs abgesehen werden, wenn der Krankenhausträger den zu er-
stattenden Betrag innerhalb der von der zuständigen Behörde festgesetzten 
Frist leistet.“ 

4. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 3 werden die Wörter „schriftliche Erklärung“ durch die Wörter „Er-
klärung in Textform“ ersetzt. 

b) Folgender Abs. 3 wird angefügt: 

„(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn und soweit ein Kranken-
hausträger von einem anderen Krankenhausträger den Betrieb einer abtrenn-
baren akutstationären Versorgungseinrichtung einschließlich der geförderten 
Anlagegüter übernimmt und am bisherigen Standort als separates Krankenhaus 
oder unter Eingliederung in sein bestehendes Krankenhaus weiterbetreibt.“ 

5. Art. 30 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 30 

Übergangsbestimmung 

Bei Krankenhäusern, die vor dem …[einzusetzen: Tag des Inkrafttretens 
nach § 3] vollständig aus dem Krankenhausplan ausgeschieden sind, wird Art. 15 
Abs. 4 in der am …[einzusetzen: Tag vor dem Inkrafttreten nach § 3] geltenden 
Fassung weiterhin angewandt, sofern der Krankenhausträger dies beantragt.“ 

 

§ 2 

Änderung der Verordnung zur Durchführung  
des Bayerischen Krankenhausgesetzes 

Die Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 
(DVBayKrG) vom 14. Dezember 2007 (GVBl. S. 989, BayRS 2126-8-1-G), die zuletzt 
durch § 1 Abs. 45 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 
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bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Bei Kontingentmaßnahmen werden die Fördermittel mit der Feststellung 
der Aufnahme in das Regierungskontingent bewilligt.“ 

b) In Abs. 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Bewilligung“ das Wort „erst“ und nach 
dem Wort „Kalenderjahres“ werden die Wörter „ , soweit die Bewilligung auf Ver-
pflichtungsermächtigungen nach Art. 16 der Bayerischen Haushaltsordnung 
entfällt“ eingefügt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt. 

3. Dem § 4 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Übersteigt die Anpassung voraussichtlich einen Betrag von 10 v.H. des Festbe-
trags oder 2 500 000 €, kann nach Beendigung der Maßnahme der übersteigende 
Betrag auf Antrag im Rahmen der Mittelverteilung des Jahreskrankenhausbaupro-
gramms nach Art. 10 Abs. 1 BayKrG berücksichtigt und nach dessen Maßgabe in 
Form von Abschlagszahlungen vorab gewährt werden.“ 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 2 werden die Wörter „mit Nachweis der aus Förderleistungen erzielten 
Zinsen“ gestrichen. 

bb) Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. eine Übersicht, mit der die Einhaltung der Vergabevorschriften nach 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 bis 3 dargelegt wird.“ 

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „Verdingungs- und Vergabegrundsätze nach 
§ 16“ durch die Wörter „Vergabevorschriften nach § 16 Abs. 1 Satz 1 bis 3“ er-
setzt. 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 16 

Vergabe von Aufträgen“. 

b) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) 1Vor der Vergabe von Aufträgen, bei denen die für Kommunen jeweils 
geltende Wertgrenze für Direktaufträge voraussichtlich überschritten wird, hat 
der Krankenhausträger in der Regel mindestens drei fachkundige und leistungs-
fähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zur Abgabe eines An-
gebots aufzufordern. 2Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaft-
lichste Angebot zu berücksichtigen. 3Die Leistungsbeschreibung, die Angebots-
einholung, die eingegangenen Angebote und die Auswahlentscheidung samt 
etwaiger Wertungskriterien sind zu dokumentieren. 4Rechtliche Bestimmungen, 
die Krankenhausträger zur Anwendung von weitergehenden Vergabevorschrif-
ten verpflichten, bleiben unberührt.“ 

c) In Abs. 2 werden nach der Angabe „Abs. 1“ die Wörter „Satz 1 bis 3“ eingefügt. 

6. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) 1Für Einzelvorhaben nach Art. 11 BayKrG, für die bis zum …[einzuset-
zen: Tag vor dem Inkrafttreten nach § 3] bereits ein Bescheid über die fach-
liche Billigung, aber noch kein Abschlussbescheid nach § 5 Abs. 4 Satz 2 be-
kanntgegeben worden ist, besteht für die Krankenhausträger ein Wahlrecht, ob 
für das gesamte Einzelvorhaben § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 16 in der am 
…[einzusetzen: Tag vor dem Inkrafttreten nach § 3] oder am …[einzuset-
zen: Tag des Inkrafttretens nach § 3] geltenden Fassung angewandt werden 
soll. 2Das Wahlrecht ist mit der Vorlage des Verwendungsnachweises nach § 5 
Abs. 1 auszuüben. 3Wurde der Verwendungsnachweis bereits bei der zuständi-
gen Behörde eingereicht, kann das Wahlrecht nachträglich bis spätestens zur 
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Bekanntgabe des Abschlussbescheids ausgeübt werden. 4Übt ein Kranken-
hausträger sein Wahlrecht nicht fristgerecht aus, wird § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
und § 16 in der am …[einzusetzen: Tag vor dem Inkrafttreten nach § 3] gel-
tenden Fassung angewandt.“ 

b) Abs. 5 wird aufgehoben. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Die bayerische Krankenhauslandschaft befindet sich aufgrund sich stetig verändernder 
Rahmenbedingungen bereits seit geraumer Zeit in einem Prozess der Anpassung und 
Umstrukturierung. Die Krankenhausreform des Bundes wird aufgrund zusätzlicher Vor-
gaben für Krankenhausbehandlungen und des unvermindert hohen Wirtschaftlichkeits-
drucks in den nächsten Jahren zu einem zusätzlichen Schub führen. Um die Kranken-
hausträger bei den notwendigen Strukturveränderungen zu unterstützen und die flächen-
deckende medizinische Versorgung der bayerischen Bevölkerung auch künftig sicherzu-
stellen, hat die Staatsregierung am 22. Oktober 2024 ein Maßnahmenpaket („7-Punkte-
Plan“) beschlossen. Dieses sieht auch die Erweiterung der Möglichkeiten vor, um bei teil-
weisen oder vollständigen Krankenhausschließungen noch nicht abgeschriebene Kran-
kenhausinvestitionsfördermittel belassen zu können. 

Das Bayerische Krankenhausgesetz (BayKrG) eröffnet bereits aktuell Möglichkeiten, 
um bei Kapazitätsabbauten, die im Einvernehmen mit der Krankenhausplanungsbe-
hörde erfolgen, vom Widerruf von Förderbescheiden abzusehen. Die Entscheidung ist 
in jedem Einzelfall unter Beachtung des höherrangigen EU-Beihilferechts und des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes zu treffen. Mit diesem Gesetzentwurf werden den von 
Schließungen betroffenen Krankenhausträgern weitere Möglichkeiten eröffnet, bei de-
nen von einem Widerruf von Förderbescheiden abgesehen werden kann. Damit erhal-
ten die Krankenhausträger bei den notwendigen Umstrukturierungsprozessen künftig 
auch mehr Flexibilität. 

In diesem Zuge sollen auch weitreichende Verfahrenserleichterungen umgesetzt und 
Deregulierungen vorgenommen werden. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Um die beabsichtigten Verbesserungen für die Krankenhausträger zu erreichen und 
Verfahren zu vereinfachen und zu verschlanken, ist eine Änderung des Bayerischen 
Krankenhausgesetzes und der Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Kran-
kenhausgesetzes (DVBayKrG) zwingend. 

 

C) Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Zu Nr. 1 Buchst. a 

Die Krankenhausträger bringen bereits mit dem Antrag auf fachliche Billigung nach 
Art. 11 Abs. 2 Satz 1 BayKrG konkludent zum Ausdruck, dass sie auch die Bewilligung 
der Einzelförderung beantragen. Daher ist der in Art. 11 Abs. 3 Satz 1 BayKrG festge-
legte weitere Antrag auf Einzelförderung entbehrlich. Erst wieder für die konkrete Aus-
zahlung der bewilligten Fördermittel (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 1 DVBayKrG) wird ein Antrag 
benötigt, um die Auszahlungsvoraussetzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 DVBayKrG be-
urteilen zu können. 
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Zu Nr. 1 Buchst. b 

Mit der Erweiterung der nicht als Beginn des Vorhabens geltenden Maßnahmen in 
Art. 11 Abs. 3 Satz 4 BayKrG erhalten die Krankenhausträger die Möglichkeit, sämtli-
che Leistungsphasen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), also 
sowohl die ausdrücklich der Planung zuzurechnenden Leistungsphasen 1 bis 7 als 
auch die bereits der Ausführung und Betreuung zuzurechnenden Leistungsphasen 8 
und 9, auf eigenes Risiko bereits vor Erhalt des Bewilligungsbescheids förderunschäd-
lich zu vergeben. Denn durch die Vergabe dieser Leistungsphasen wird die Förderbe-
hörde noch nicht in ihren Einwirkungsmöglichkeiten auf eine wirtschaftliche und zweck-
mäßige Ausgestaltung des eigentlichen Bauvorhabens eingeschränkt oder in ihrer dies-
bezüglichen Entscheidungsfreiheit beeinflusst. Die Regelung dient der Entbürokratisie-
rung. Sie dient aber auch der Vermeidung von Härten, da auch eine versehentliche 
vorzeitige Vergabe der Leistungsphasen 8 und 9 gemeinsam mit den übrigen Leis-
tungsphasen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure bislang einen Förder-
ausschlusstatbestand für das gesamte Vorhaben darstellt. 

Zu Nr. 1 Buchst. c 

Art. 11 Abs. 3 Satz 5 BayKrG ermöglicht es, auf Antrag auch vor Erteilung des Be-
scheids über die erstmalige Bewilligung von Fördermitteln einem vorzeitigen Maßnah-
mebeginn zuzustimmen. Bisher wurden Zustimmungen zu förderunschädlichen Maß-
nahmebeginnen im Rahmen einer Ermessensentscheidung frühestens mit der Erteilung 
des Bescheids über die fachliche Billigung ausgesprochen. Künftig soll der Kranken-
hausträger einen grundsätzlichen Anspruch auf Zustimmung zum vorzeitigen Maßnah-
mebeginn erhalten, wobei die Ziele des Verbots des vorzeitigen Maßnahmebeginns 
weiterhin gewährleistet bleiben müssen. Durch die Rechtsänderung soll ein Kranken-
hausträger bereits dann förderunschädlich mit der Maßnahme beginnen können, sobald 
er von der Förderbehörde das Ergebnis des fachlichen Prüfungsverfahrens im Rahmen 
des Anhörungsverfahrens erhalten hat, sofern er mit diesem auch einverstanden ist. 
Denn zu diesem Zeitpunkt ist bereits ausgeschlossen, dass die Förderbehörde bei ihrer 
Entscheidung über die Bewilligung der Förderung durch vom Krankenhausträger ge-
schaffene vollendete Tatsachen in ihrer Entscheidungsfreiheit beeinflusst wird; gleich-
zeitig sind die Einwirkungsmöglichkeiten der Förderbehörde auf eine wirtschaftliche und 
zweckmäßige Ausgestaltung des Vorhabens bereits ausgeübt. Auch ist bei diesem Ver-
fahrensstand nicht mehr davon auszugehen, dass der Krankenhausträger das Vorha-
ben auch ohne Förderung durchführen würde. Hat der Krankenhausträger noch Ein-
wendungen gegen das Ergebnis des fachlichen Prüfungsverfahrens, ist das Vorhaben 
insoweit noch nicht abschließend abgestimmt, sodass die mögliche Auswirkung auf das 
Vorhaben vor Maßnahmebeginn mit der Förderbehörde abschließend geklärt werden 
muss. 

Weitere Voraussetzung für die Erteilung der Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahme-
beginn ist wie bisher, dass der Krankenhausträger auf Basis des abgestimmten Prüfer-
gebnisses die Gesamtfinanzierung des Vorhabens nachweisen kann und mit der Über-
nahme der Vorfinanzierungskosten einverstanden ist. Diese beiden Voraussetzungen 
sind gegenüber der Förderbehörde darzulegen, damit diese dem vorzeitigen Maßnah-
mebeginn zustimmen kann; die Zustimmung wird auch nachträglich erteilt (Genehmi-
gung). Diese Flexibilisierung des Förderverfahrens ist möglich, weil die Maßnahmen zu 
diesem Zeitpunkt bereits in ein Bauprogramm oder ein Regierungskontingent einge-
plant sind und damit grundsätzlich als finanziell abgesichert gelten. Mit der Flexibilisie-
rung, die künftig auch eine nachträgliche Zustimmung ermöglicht, wird gleichzeitig Här-
tefällen vorgebeugt, da gerade in der Phase zwischen dem Erhalt des abschließenden 
Prüfungsergebnisses und dem förmlichen Erlass des Bescheids über die fachliche Bil-
ligung die Gefahr besonders groß ist, dass es durch Organisationsfehler zu versehent-
lichen Auftragsvergaben kommt. 

Für die Anwendung der begünstigenden Regelung ist grundsätzlich der Zeitpunkt der 
behördlichen Entscheidung maßgebend. Damit kann die Neuregelung auf alle Fälle an-
gewendet werden, für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetzesänderung noch 
keine behördliche Entscheidung hinsichtlich eines etwaigen Verstoßes gegen das Ver-
bot des vorzeitigen Maßnahmebeginns bekanntgegeben worden ist. 
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Zu Nr. 1 Buchst. d 

Die Änderung von Satz 6 ist eine Folgeänderung. 

Zu Nr. 2  

Die meisten Darlehensförderungen wurden mit der Überführung in das duale Kranken-
hausfinanzierungsystem nach § 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) mit 
Wirkung ab 1. Oktober 1972 begonnen; die betreffenden Darlehen sind daher in der 
überwiegenden Anzahl der Fälle zwischenzeitlich – teilweise seit Jahrzehnten – getilgt 
und die Darlehensförderung somit beendet. Nach der bisherigen Gesetzesregelung 
musste jedoch bei Schließung des Krankenhauses nochmals eine Art „Abrechnung“ der 
Darlehensförderung vorgenommen werden. 

Dies geht auf die Regelung des § 12 Abs. 4 KHG 1982 zurück, die einen entsprechen-
den Ausgleichsanspruch des Krankenhausträgers oder eine Ausgleichsforderung des 
Landes vorsahen. Dabei mussten die geförderten Tilgungen den Abschreibungen der 
mit den Darlehen beschafften, förderfähigen Anlagegütern während des Zeitraums der 
Planaufnahme gegenübergestellt werden. Die damalige Regelung wurde jedoch nicht 
in den aktuell geltenden § 9 Abs. 2 Nr. 3 KHG übernommen. Dementsprechend sind 
die Länder frei, selbst darüber zu entscheiden, ob bei Planausscheiden eines Kranken-
hauses die ehemals geförderten Darlehen nochmals entsprechend „abgerechnet“ wer-
den sollen. 

Aufgrund der in der Regel langen Zeiträume, die zwischenzeitlich zwischen der Been-
digung der Darlehensförderung und einer eventuellen Krankenhausschließung liegen, 
stellt es die Krankenhausträger und Förderbehörden zunehmend vor erhebliche Prob-
leme, geeignete Unterlagen zum Nachweis der für die Darlehensabrechnung notwen-
digen Grundlagen zu erhalten. Es gelten auch keine so langen Aufbewahrungspflichten. 
Daher ergeben sich zwischenzeitlich regelmäßig erhebliche Unsicherheiten bezüglich 
der zutreffenden Grundlagen für eine solche „Abrechnung“, beispielsweise zu konkret 
mit den Darlehen finanzierten Investitionen, zu deren förderfähigem Umfang und den 
Abschreibungsdauern. Es sind nur noch Annäherungen an das vom damaligen Gesetz-
geber Gewollte möglich. Die Vorschrift ist nach Ablauf von 50 Jahren somit nicht mehr 
praktikabel und soll daher abgeschafft werden. Dies dient auch der Entbürokratisierung 
des Verwaltungsverfahrens und führt zu einer erheblichen Verwaltungsvereinfachung 
für die Förderbehörden und Krankenhausträger. Krankenhäuser, die dauerhaft benötigt 
und daher nie geschlossen werden, erhalten im Übrigen auch keine „Abrechnung“ ihrer 
Darlehensförderung. 

Zu Nr. 3 

Bereits im Vorfeld der vom Bund beschlossenen Krankenhausreform kommt es auf-
grund der schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen vermehrt zur Schließung oder 
Teilschließung von Krankenhäusern. Die Krankenhausträger stehen insbesondere auf-
grund der zunehmenden Ambulantisierung, kürzeren Verweildauern, mangelnder Refi-
nanzierung der gestiegenen Betriebskosten und des Fachkräftemangels unter erhebli-
chem Anpassungs- und Umstrukturierungsdruck. Die Situation wird sich im Zuge der 
vom Bund beschlossenen Krankenhausreform voraussichtlich noch verschärfen. Nach 
Aufgabe der zweckentsprechenden akutstationären Verwendung geförderter Anlage-
güter ist in jedem Einzelfall der Widerruf der Förderbescheide und die Rückforderung 
von Fördermitteln zu prüfen. Bereits aktuell gibt es Möglichkeiten, die verhindern, dass 
Krankenhausträger bei der Schließung akutstationärer Versorgungskapazitäten finan-
ziell überfordert werden. So sind bereits Nachnutzungen privilegiert, die eine im sozial-
staatlichen Interesse liegende Zweckbestimmung erfüllen und zu keiner Refinanzierung 
der geförderten Investitionen führen. Solche Nachnutzungen lassen sich in der Praxis 
jedoch nicht immer finden. Werden die Verzichtsvoraussetzungen nicht erfüllt, ist die 
Rückforderung grundsätzlich auf den erzielbaren Verwertungserlös der geförderten An-
lagegüter beschränkt. Voraussetzung ist jeweils, dass das Ausscheiden des Kranken-
hauses aus dem Krankenhausplan im krankenhausplanerischen Interesse liegt, also im 
Einvernehmen mit der Krankenhausplanungsbehörde erfolgt. 

Um die Krankenhausträger bei den notwendigen Strukturveränderungen zu unterstüt-
zen und die flächendeckende medizinische Versorgung der bayerischen Bevölkerung 
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auch künftig sicherzustellen, hat die Staatsregierung am 22. Oktober 2024 ein Maßnah-
menpaket („7-Punkte-Plan“) beschlossen. Mit Blick auf die bereits stattfindenden und 
weiterhin zu erwartenden Umstrukturierungen in der Krankenhauslandschaft sieht die-
ses Maßnahmenpaket auch eine Prüfung der Erweiterung der Möglichkeiten vor, um 
bei teilweisen oder vollständigen Krankenhausschließungen vom Widerruf von Förder-
bescheiden abzusehen. Die mit diesem Gesetzentwurf vorgesehene Erweiterung der 
Verzichtsregelung in Art. 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 BayKrG soll dem Rechnung tragen. 
Für die Anwendung der erweiterten Verzichtsmöglichkeiten ist der Zeitpunkt der be-
hördlichen Entscheidung maßgebend. Damit können die erweiterten Verzichtsmöglich-
keiten auf alle Schließungsfälle angewendet werden, für die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Gesetzesänderung noch kein Widerrufsbescheid bekanntgegeben worden ist. 
Folglich profitieren unter dieser Maßgabe auch Krankenhausträger, die ihr Kranken-
haus aufgrund der aktuellen Situation bereits vollständig oder teilweise geschlossen 
haben. 

Zu Nr. 3 Buchst. a 

Mit den Einfügungen wird zum einen klargestellt, dass auch bei einem Teileinsatz von 
eigenen Mitteln für die Errichtung einer geförderten Ersatzeinrichtung, insbesondere im 
Rahmen einer Teilförderung nach Art. 9 Abs. 2 BayKrG, ein Verzicht bis zur Höhe des 
selbst getragenen Teils möglich ist sowie dass die bisherige Fördermittelzweckbindung 
auf die Ersatzeinrichtung übertragen wird. 

Zu Nr. 3 Buchst. b Doppelbuchst. aa 

Soweit ein Krankenhaus oder eine unselbständige Betriebsstätte eines Krankenhauses 
aus dem Krankenhausplan ausscheidet, sind die Förderbescheide nach Art. 19 Abs. 2 
Satz 1 BayKrG zu widerrufen. Eine Ausnahme besteht nur, falls nach Art. 19 Abs. 2 
Satz 2 f. BayKrG ein Absehen vom Widerruf möglich ist. Bislang müssen daher bei einer 
im krankenhausplanerischen Interesse liegenden teilweisen Schließung eines Kranken-
hauses auch die Veräußerungserlöse der von der Schließung betroffenen, nach 
Art. 12 BayKrG pauschal geförderten Anlagegüter vom Krankenhausträger nach Art. 19 
Abs. 3 Satz 2 BayKrG erstattet werden.  

Da das Krankenhaus in solchen Fällen aber im Übrigen weiterbetrieben wird und daher 
am System der pauschalen Förderung nach Art. 12 BayKrG weiterhin teilnimmt, soll 
das Verfahren künftig vereinfacht werden, indem entsprechende Veräußerungserlöse 
stattdessen den Jahrespauschalen des von der Teilschließung betroffenen Kranken-
hauses zugeführt werden können. Die Verzichtsvorschrift erfasst auch im Verbund be-
triebene Krankenhäuser, die ein Krankenhaus im Sinne des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes bilden, wenn eine unselbständige Betriebsstätte aus dem Krankenhaus-
plan ausscheidet, da in solchen Fällen die Jahrespauschale dem im Verbund betriebe-
nen Krankenhaus insgesamt gewährt wird und nach § 10 DVBayKrG eine gemeinsame 
Bewirtschaftung der Jahrespauschalen stattfindet. In der Regel stellen diese Veräuße-
rungserlöse auch keine Größenordnung dar, die zu einem unverhältnismäßig hohen 
Pauschalmittelstand führen werden. Sollte sich durch die Zuführung der Veräußerungs-
erlöse jedoch im Einzelfall ein Mittelguthaben von mehr als dem Dreifachen einer Jah-
respauschale des Krankenhauses ergeben, führt der Mechanismus nach Art. 12 Abs. 3 
Satz 2 BayKrG automatisch zu einem künftigen Abschmelzen des Guthabens auf ein 
Niveau von maximal des Dreifachen einer Jahrespauschale, sofern der Krankenhaus-
träger die übersteigenden Fördermittel nicht nachweislich für konkret anstehende In-
vestitionen benötigt. 

Die Zuführung der Veräußerungserlöse an ein anderes selbstständiges Krankenhaus 
des Krankenhausträgers ist von der Verzichtsvorschrift dagegen nicht erfasst, da die 
Jahrespauschalen ausschließlich für das jeweilige Krankenhaus gewährt werden und 
daher auch im Verhältnis zu anderen Krankenhäusern desselben Trägers getrennt zu 
bewirtschaften sind. Eine Anwendung der Verzichtsvorschrift auch auf solche Fälle 
wäre daher systemwidrig. 

Zu Nr. 3 Buchst. b Doppelbuchst. bb 

Die Möglichkeit zum Absehen vom Widerruf von Förderbescheiden bei Nachnutzungen, 
die eine im sozialstaatlichen Interesse liegende Zweckbestimmung erfüllen (bisheriger 
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Art. 19 Abs. 2 Satz 3 BayKrG), besteht in Art. 19 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 BayKrG unverän-
dert fort. 

Neu hinzu tritt die Möglichkeit nach Art. 19 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 BayKrG, die geförderten 
Krankenhausgebäude für eine andere kommunale Nachnutzung zu verwenden. Dies er-
fasst andere förderfähige kommunale Zwecke und die Verwendung für andere kommu-
nale Aufgaben im eigenen sowie im übertragenen Wirkungskreis. Erfasst werden daher 
beispielsweise Nachnutzungen als Verwaltungsgebäude, zum Beispiel für das Gesund-
heitsamt oder das Jugendamt, als Gemeindebibliothek, Jugendmusikschule oder für kom-
munale Beratungsstellen. Zudem erfasst sind sämtliche sonstigen, staatlich geförderten 
kommunalen Zwecke, wobei die Förderung regelmäßig auf Investitionskosten bezogen 
sein muss. Fördermittelempfänger muss nicht zwingend eine Kommune sein, sondern es 
ist ausreichend, dass der förderfähige Zweck als grundsätzlich kommunaler Zweck ein-
gestuft werden kann. Die Nachnutzung kann von der Kommune betrieben werden. Mög-
lich sind aber auch Formen der Privatisierung kommunaler Aufgaben, zum Beispiel in 
Form einer Durchführungsprivatisierung oder einer echten materiellen Aufgabenprivati-
sierung, in der ein nichtkommunaler Träger die kommunale Aufgabenlast anstelle einer 
Kommune übernimmt. Die Privilegierung solcher kommunaler Nachnutzungen ist auch 
deshalb gerechtfertigt, weil die Krankenhausinvestitionsfördermittel nach Art. 10b des 
Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG) zur Hälfte kommunal aufgebracht wer-
den. Die neue Regelung orientiert sich im Wesentlichen an der Regelung nach Art. 10 
Abs. 2 BayFAG. Damit wird den Krankenhausträgern künftig ein deutlich breiteres Spekt-
rum an im öffentlichen Interesse liegenden Nachnutzungsmöglichkeiten für aufgegebene 
Krankenhausgebäude und Anlagegüter geboten und deren Durchführung durch ein Be-
lassen der Investitionsfördermittel erleichtert. 

Die bisherige Voraussetzung, dass durch die neue Nutzung eine Refinanzierung geför-
derter Investitionen nicht gegeben sein darf, gilt auch für diese Nachnutzungsmöglich-
keiten. Die doppelte Finanzierung einer geförderten Krankenhausinvestition einerseits 
über die Krankenhausinvestitionsförderung, andererseits über die Nachfolgenutzung, 
ist auszuschließen. Zudem muss für die Nachnutzung regelmäßig ein Bedarf bestehen. 
Daneben kann das EU-Beihilferecht zu Einschränkungen führen. 

Art. 19 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 BayKrG führt zu einer Flexibilisierung des Verwaltungsver-
fahrens. Krankenhausträger können sich danach beispielsweise entscheiden, im Zu-
sammenhang mit der (geplanten) Schließung akutstationärer Versorgungskapazitäten 
an anderer Stelle notwendig werdende Erweiterungen oder Verlagerungen von zentra-
len Einrichtungen ohne Beantragung von Fördermitteln selbst zu finanzieren. Im Ge-
genzug soll die zuständige Behörde von einem Widerruf von Förderbescheiden bezüg-
lich der nicht mehr zweckentsprechend genutzten Anlagegüter absehen. Mit dem Ein-
satz eigener Mittel für grundsätzlich nach Art. 11 BayKrG förderfähige Krankenhausin-
vestitionen muss der dem Krankenhausträger nach Aufgabe der akutstationären Nut-
zung aus der Förderung gegebenenfalls verbleibende Vorteil ausgeglichen werden. Die 
Förderbescheide können daher nur mit der Maßgabe belassen werden, dass der Kran-
kenhausträger akzeptiert und sicherstellt, dass die zum Ersatz zur Verfügung gestellten 
Krankenhausinvestitionen im Umfang der Restbuchwerte der bisher geförderten Anla-
gegüter bis zum Ablauf deren noch verbleibender Nutzungsdauer für die akutstationäre 
Aufgabenstellung des Krankenhauses im Krankenhausplan verwendet werden. 
Dadurch steht dem Belassen der Fördermittel an der einen Stelle die Erfüllung des Ver-
sorgungsauftrags an der anderen Stelle gleichwertig gegenüber; dies führt im Ergebnis 
im Rahmen des förderrechtlichen Verhältnisses zu einer gleichwertigen Gegenleistung 
für die belassenen Investitionsfördermittel und zu einer Wahrung des Förderzwecks. 

Der Verzicht auf den Widerruf der Förderbescheide kann nur bis zur Höhe der grund-
sätzlich förderfähigen, aber eigenfinanzierten Investitionskosten ausgesprochen wer-
den. Die Verzichtsmöglichkeit kommt auch in Betracht, wenn der Krankenhausträger in 
Höhe der noch vorhandenen Restbuchwerte der geförderten, aber aufgegebenen Kran-
kenhausinvestitionen Eigenmittel einsetzt und nur für den restlichen Betrag eine Teil-
förderung nach Art. 9 Abs. 2 BayKrG beantragt. Wenn kein Förderantrag gestellt wird 
(das heißt auch keine Teilförderung beantragt wird), gilt das Verbot des vorzeitigen 
Maßnahmebeginns für die mit eigenen Mitteln finanzierten Investitionen nicht und ein 
bereits erfolgter Maßnahmebeginn ist dann unbeachtlich; es reicht vielmehr der Nach-
weis über die Kostentragung für grundsätzlich bedarfsnotwendige und förderfähige 
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Krankenhausinvestitionen im Rahmen der förderrechtlichen Abwicklung der Schlie-
ßung. Der sachliche und zeitliche Zusammenhang der Investitionen mit der Kranken-
hausschließung und die förderfähigen Kosten für die ersatzweise geleisteten Kranken-
hausinvestitionen müssen nachvollziehbar dargelegt werden. 

Zu Nr. 3 Buchst. c 

Bislang besteht keine Möglichkeit, um bei Erstattungsbeträgen aufgrund erzielbarer Er-
löse vom Zinsanspruch ganz oder teilweise abzusehen. Insbesondere um finanzielle 
Härten für Krankenhausträger zu vermeiden, soll ein Zinsverzicht künftig nicht mehr 
gänzlich ausgeschlossen werden. Solche finanziellen Härten können beispielsweise bei 
einer über das übliche Maß hinausgehenden Bearbeitungszeit entstehen, sofern die 
Verzögerung von der Förderbehörde zu vertreten ist. Bei der Ermessensentscheidung 
ist das EU-Beihilferecht in jedem Einzelfall zu prüfen und zu beachten. 

Zu Nr. 4 Buchst. a 

Im Zusammenhang mit der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung ist eine Anpas-
sung von Art. 20 Abs. 1 Nr. 3 BayKrG erforderlich, um die dort bislang noch in Schrift-
form verlangte Erklärung zu ersetzen. Textform erfordert künftig nach § 126b des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (BGB) lediglich eine lesbare Erklärung, in der die Person des 
Erklärenden genannt ist und die auf einem dauerhaften Datenträger abgegeben wird; 
dies ermöglicht somit auch eine elektronische Übermittlung. Die Erklärung muss wei-
terhin rechtssicher ausgestaltet sein. 

Zu Nr. 4 Buchst. b 

Der neue Art. 20 Abs. 3 BayKrG vereinfacht die Übernahme einer abtrennbaren Ver-
sorgungseinrichtung, die bislang insbesondere als Krankenhaus, unselbstständige Be-
triebsstätte, Außenstelle oder Fachrichtung eines Krankenhauses in den Krankenhaus-
plan aufgenommen ist, durch einen anderen Krankenhausträger, der an diesem Stand-
ort entweder bereits ein Krankenhaus oder eine Betriebsstätte betreibt oder künftig be-
treiben wird. Bislang mussten in solchen Fällen die förderrechtlichen Rechtsbeziehun-
gen gegenüber dem die Kapazitäten aufgebenden Krankenhausträger nach Art. 19 
Abs. 2, 3 BayKrG abgewickelt werden, da eine Möglichkeit der förderrechtlichen Über-
tragung der Fördermittel auf den übernehmenden Krankenhausträger gesetzlich nicht 
vorgesehen war. Der bisherige Krankenhausträger blieb somit aus den Förderbeschei-
den verpflichtet, während ein anderer Krankenhausträger die akutstationäre Nutzung 
der geförderten Anlagegüter fortsetzte. 

Durch die Ergänzung des Art. 20 BayKrG um den neuen Abs. 3 sollen solche Verfahren 
für die Förderbehörde und die betroffenen Krankenhausträger künftig vereinfacht wer-
den, indem die verfahrenserleichternden Regelungen zum Trägerwechsel nach Art. 20 
Abs. 1 und 2 BayKrG auch auf diese ähnlich liegenden Fallgestaltungen entsprechend 
angewandt werden („Teilträgerwechsel“). Dadurch gehen auch die förderrechtlichen 
Rechtsbeziehungen aus den bis zum Trägerwechsel erlassenen Förderbescheiden in-
soweit unmittelbar auf den neuen Krankenhausträger über. 

Für die Anwendung der begünstigenden Regelung ist grundsätzlich der Zeitpunkt der 
behördlichen Entscheidung maßgebend. Damit kann die Neuregelung auch auf Fälle 
angewendet werden, für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetzesänderung 
noch keine behördliche Entscheidung bekanntgegeben worden ist. 

Zu Nr. 5  

Die bisherigen Übergangsregelungen nach Art. 30 BayKrG können zur Verschlankung 
des Normenbestandes entfallen, da sie nicht mehr benötigt werden. 

Durch die Übergangsregelung im neu gefassten Art. 30 BayKrG erhalten Krankenhaus-
träger, deren Krankenhaus bereits vor der Abschaffung der „Abrechnung“ nach Art. 15 
Abs. 4 BayKrG vollständig aus dem Krankenhausplan ausgeschieden ist, die Möglich-
keit, auf Antrag eine solche „Abrechnung“ nach dem zum Zeitpunkt des Planausschei-
dens noch geltenden Recht zu erhalten. Damit werden Vertrauensschutzgesichts-
punkte gewürdigt und eine gegebenenfalls belastende Rückwirkung ausgeschlossen. 
Eine Befristung der Antragstellung ist nicht erforderlich, da die Ansprüche ohnehin nach 
Art. 26 BayKrG in Verbindung mit Art. 71 des Gesetzes zur Ausführung des Bürgerli-
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chen Gesetzbuchs (AGBGB) in drei Jahren erlöschen. Somit wird dem Krankenhaus-
träger die Möglichkeit gegeben, die Antragstellung zusammen mit der förderrechtlichen 
Abwicklung der Schließung vorzunehmen, was bei einer Befristung gegebenenfalls 
nicht möglich wäre. Um eine sachgerechte „Abrechnung“ durchzuführen, sind vom 
Krankenhausträger nach Art. 24 BayKrG geeignete Nachweise zur Feststellung des 
Unterschiedsbetrags nach Art. 15 Abs. 4 BayKrG vorzulegen. 

 

Zu § 2 

Zu Nr. 1 Buchst. a 

Die Fördermittel für Kontingentvorhaben werden den Regierungen regelmäßig im ers-
ten Quartal eines Haushaltsjahres zugewiesen. Anschließend können die Regierungen 
eigenverantwortlich bis zur Höhe der ihnen zugewiesenen Mittel Fördermaßnahmen in 
das Regierungskontingent aufnehmen und gemeinsam mit der fachlichen Billigung be-
willigen. Eine Aufnahme der Fördermaßnahmen in das Jahreskrankenhausbaupro-
gramm, das zwischenzeitlich in der Regel erst zeitlich nachgelagert im zweiten Quartal 
eines Jahres veröffentlicht werden kann, ist daher nicht mehr praktikabel. Daher soll 
eine Vereinfachung dahingehend vorgenommen werden, dass die Bewilligung von För-
dermitteln mit der Aufnahme des Vorhabens in das der Förderbehörde zugewiesene 
Regierungskontingent erfolgt. 

Zu Nr. 1 Buchst. b 

Grundsätzlich wird eine Kontingentmaßnahme aus Haushaltsmitteln bewilligt, die aus 
Ausgabemitteln und Verpflichtungsermächtigungen bestehen. Die Bewilligung für Kon-
tingentmaßnahmen erlischt daher grundsätzlich erst mit Ablauf des folgenden Haus-
haltsjahres. Teilweise stehen jedoch für die Bewilligung von Kontingentmaßnahmen 
ausschließlich Ausgabemittel und keine Verpflichtungsermächtigungen mehr zur Verfü-
gung. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn sich ein bewilligtes Vorhaben zeitlich verzö-
gert und daher nach Ablauf des zweijährigen Bewilligungszeitraumes nur noch Ausga-
bereste verbleiben, die nach Übertragung in das nächste Haushaltsjahr erneut bewilligt 
werden. In solch einem Fall, in dem nur für das laufende Haushaltsjahr geltende Aus-
gabemittel zur Verfügung stehen, erlischt die Bewilligung bereits mit Ablauf des laufen-
den Haushaltsjahres. Solche Fälle kamen in den letzten Jahren aufgrund baulicher Ver-
zögerungen häufiger vor. Daher soll die Regelung dahingehend angepasst werden, 
dass das Erlöschen der Bewilligung bei Kontingentvorhaben mit Ablauf des folgenden 
Kalenderjahres nur gilt, soweit Verpflichtungsermächtigungen bewilligt werden. 

Zu Nr. 2 

Mit der Anpassung wird zugunsten der Krankenhausträger ein Gleichklang mit den zu-
wendungsrechtlichen Bestimmungen des Freistaates Bayern hergestellt, bei denen der 
Zeitraum für die Auszahlung von Fördermitteln für künftig fällige Zahlungen ebenfalls 
von zwei auf drei Monate erweitert worden ist. 

Zu Nr. 3 

Die Fortschreibung des Festbetrags für Einzelvorhaben nach Art. 11 BayKrG nach der 
Veränderung von amtlichen Indizes wird erst mit dem Abschlussbescheid nach Prüfung 
des Verwendungsnachweises vorgenommen, da dann die hierfür maßgebenden Krite-
rien, u. a. Maßnahmebeginn und Maßnahmebeendigung, geprüft und festgestellt sind. 
Dies erfordert von den Krankenhäusern eine unter Umständen längere Vorfinanzierung 
für Kostensteigerungen, was aufgrund der in den letzten Jahren teilweise sehr hohen 
Kostensteigerungen und von im Jahreskrankenhausbauprogramm aufgenommenen 
Großbauvorhaben mit regelmäßig hohem Kostenumfang kaum mehr vertretbar ist.  

In Zukunft sollen die Krankenhausträger daher für voraussichtliche Indexfortschreibun-
gen, die bestimmte Schwellenwerte übersteigen, auf Antrag bereits vor Erlass des Ab-
schlussbescheids Abschlagszahlungen erhalten können. Da die Kenntnis der Maßnah-
mebeendigung eine Grundlage für die Berechnung der voraussichtlichen Indexfort-
schreibung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 DVBayKrG darstellt, kommen Abschlagszahlungen 
erst nach Maßnahmebeendigung in Betracht. Bis dahin erhalten die Krankenhausträger 
aber ohnehin noch Förderraten bezüglich des vereinbarten Festbetrags, die unter Be-
rücksichtigung des nach Baufortschritt angefallenen Mittelbedarfs bemessen werden. 
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Die Schwellenwerte von 10 v. H. des Festbetrags oder 2 500 000 € stellen nach den 
bisherigen Erfahrungswerten aus der Vollzugspraxis sicher, dass sich der zusätzliche 
Verwaltungsaufwand für die Förderbehörden durch die vorzeitige Berechnung der vo-
raussichtlichen Indexfortschreibung und die zusätzliche Festsetzung von Abschlags-
zahlungen in vertretbaren Grenzen hält. Gleichzeitig werden Krankenhausträger, die 
eine vergleichsweise hohe Indexfortschreibung erwarten können, durch die vorzeitige 
abschlagsweise Auszahlung von Vorfinanzierungskosten entlastet. Die Abschlagszah-
lungen sollen im Rahmen der jährlichen Verteilung der für das Jahreskrankenhausbau-
programm insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel nach Art. 10 Abs. 1 BayKrG auf 
alle Bauprogrammvorhaben berücksichtigt werden; höhere Abschläge können daher 
auch über mehrere Jahreskrankenhausbauprogramme aufgeteilt erfolgen. Nach Art. 7 
Abs. 2 BayKrG soll dann auch über eine diesbezügliche Mittelverteilung eine einver-
nehmliche Regelung mit den Mitgliedern des Krankenhausplanungsausschusses ange-
strebt werden. Die finanzielle Belastung des Krankenhausförderetats aufgrund von 
künftig teilweise höheren, aber in mehreren Raten geleisteten Indexfortschreibungen 
kann somit auch unter Berücksichtigung der Finanzierung der anderen noch laufenden 
Bauprogrammvorhaben besser eingeplant werden. 

Zu Nr. 4 Buchst. a Doppelbuchst. aa 

Zur Vereinfachung und Verschlankung des Verwaltungsverfahrens wird die Vorlage ei-
nes Nachweises über die mit Einnahmen erzielten Zinsen gestrichen. Sollten Förder-
mittel vorzeitig in Anspruch genommen worden sein, richtet sich die Verzinsung für die-
sen Einzelfall nach Art. 49a Abs. 4 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG). 

Zu Nr. 4 Buchst. a Doppelbuchst. bb 

Zur Vereinfachung und Verschlankung des Verwaltungsverfahrens wird die Vorlage der 
bisher in § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 DVBayKrG genannten, äußerst umfangreichen Verga-
beunterlagen gestrichen. Stattdessen genügt grundsätzlich die Darlegung der Einhal-
tung der künftig erheblich verschlankten förderrechtlichen Vergabevorschriften nach 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 bis 3 DVBayKrG; dies kann vom Krankenhausträger grundsätzlich 
anhand einer Übersicht über die Vergabe und Auftragsabwicklung ausreichend darge-
legt werden. 

Zu Nr. 4 Buchst. b 

Die Änderung von § 5 Abs.  4 Satz 1 DVBayKrG ist eine Folgeänderung aus der Ände-
rung der Vergabevorschriften. 

Zu Nr. 5 

Aufgrund der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und 
für Heimat vom 22. November 2022 über die Änderung haushaltsrechtlicher Verwal-
tungsvorschriften, Az. 11-H 1007-1/14 (BayMBl. 2022 Nr. 766) stellt die Einhaltung der 
Vergabevorschriften seit dem 1. Januar 2023 im Zuwendungsrecht nach den Art. 23, 
44 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) keine Auflage mehr dar. Die Kranken-
hausinvestitionsförderung unterfällt nicht dem Zuwendungsrecht, sodass die Änderung 
hier nicht unmittelbar gilt.  

Die Einzelförderung von Krankenhausinvestitionen erfolgt nach Art. 11 Abs. 4 
Satz 1 BayKrG durch einen festen Betrag (Festbetrag), der nur noch nach Veränderun-
gen von amtlichen Indizes fortgeschrieben wird. Die Förderung von kleineren Investiti-
onen wie den kurzfristigen Anlagegütern und dem kleinen Baubedarf erfolgt nach 
Art. 12 BayKrG durch Jahrespauschalen. Etwaige fehlerhafte Vergaben und insoweit 
gegebenenfalls unwirtschaftliches Verhalten des Krankenhausträgers wirken sich daher 
grundsätzlich nicht auf die Höhe der gewährten Krankenhausinvestitionsförderung aus. 

Vor diesem Hintergrund soll künftig im Gleichklang mit dem bayerischen Zuwendungs-
recht nach den Art. 23, 44 BayHO auch im Krankenhausinvestitionsförderrecht auf die 
Prüfung der Einhaltung der für den Krankenhausträger jeweils im Einzelfall einschlägi-
gen, oftmals sehr komplexen Vergabevorschriften grundsätzlich verzichtet werden. Da 
die Krankenhausträger in der Mehrzahl keine kommunalen Körperschaften sind, orien-
tiert sich die Regelung an den Mindestanforderungen nach Nr. 3 der Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) und wird für alle 
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Krankenhausträger einheitlich geregelt. Als Wertgrenze, bis zu der eine ausnahms-
weise Vergabe als Direktauftrag förderrechtlich zugelassen ist, wird einheitlich für alle 
Krankenhausträger die für Kommunen jeweils geltende Grenze festgelegt. Die derzeit 
geltenden Wertgrenzen sind in der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeri-
ums des Innern und für Integration über die Vergabe von Aufträgen im kommunalen 
Bereich vom 31. Juli 2018 (AllMBl. S. 547) festgelegt. 

Die Neuregelung führt für Krankenhausträger und Förderbehörden zu einer erheblichen 
Vereinfachung beim Verwendungsnachweisverfahren. Künftig ist es nach § 16 
Abs. 1 DVBayKrG für das Förderverfahren ausreichend, wenn der Krankenhausträger 
darlegen kann, dass er oberhalb der Wertgrenze für Direktaufträge zumindest drei An-
gebote von fachkundigen und leistungsfähigen Unternehmern angefordert, unter den 
eingegangenen Angeboten das wirtschaftlichste berücksichtigt und dies ordnungsge-
mäß dokumentiert hat. 

Rechtliche Bestimmungen, insbesondere des Bundes- und Europarechts, die den Kran-
kenhausträger zur Anwendung von weitergehenden Vergabevorschriften verpflichten, 
bleiben für die Krankenhausträger – unabhängig von den im Förderrechtsverhältnis gel-
tenden, gegebenenfalls geringeren Auflagen – weiterhin relevant. Dies wird mit § 16 
Abs. 1 Satz 4 DVBayKrG klargestellt. 

Die Änderung von Abs. 2 stellt eine Folgeänderung dar. 

Zu Nr. 6 Buchst. a 

Die bisherige Übergangsregelung nach § 21 Abs. 4 DVBayKrG kann entfallen, da sie 
aufgrund des zwischenzeitlichen Zeitablaufs keine praktische Bedeutung mehr hat. 

Bei Einzelvorhaben nach Art. 11 BayKrG, für die bereits in der Vergangenheit ein Be-
scheid über die fachliche Billigung erlassen worden ist, haben die Krankenhausträger 
in der Regel mit dem Bescheid die Auflage erhalten, dass sie die für Kommunen gel-
tenden Vergabegrundsätze einzuhalten haben. Somit haben die Krankenhausträger ihr 
Vorhaben bislang darauf ausgerichtet, dass für diese Einzelvorhaben § 16 
Abs. 1 DVBayKrG in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
maßgebend ist. Die Neuregelung nach § 16 Abs. 1 Satz 1 bis 3 DVBayKrG dürfte für 
die Krankenhausträger allerdings regelmäßig begünstigend sein, sodass auch eine Än-
derung der Bescheide möglich wäre. Um den Verwaltungsaufwand für die Kranken-
hausträger und Förderbehörden möglichst gering zu halten, soll – anstelle einer Über-
prüfung und Änderung der mit der fachlichen Billigung erteilten vergaberechtlichen Auf-
lagen – den betroffenen Krankenhausträgern ein Wahlrecht zwischen der Anwendung 
der bisherigen oder neuen Regelung für Auftragsvergaben eingeräumt werden, das sie 
grundsätzlich im Rahmen der Vorlage des Verwendungsnachweises für das gesamte 
Einzelvorhaben ausüben können. Bei einem bereits eingereichten Verwendungsnach-
weis kann das Wahlrecht nachträglich ausgeübt werden, sofern dem Krankenhausträ-
ger bis dahin noch kein Abschlussbescheid bekanntgegeben worden ist. Mit dem Wahl-
recht werden außerdem eventuelle Vertrauensschutzgesichtspunkte gewürdigt und 
eine im Ausnahmefall gegebenenfalls belastende Rückwirkung ausgeschlossen. Übt 
ein Krankenhausträger sein Wahlrecht im Einzelfall nicht aus, verbleibt es aus Vertrau-
ensschutzgesichtspunkten beim bisherigen Recht, da dieser Rechtsstand auch der re-
gelmäßig mit dem Bescheid über die fachliche Billigung erteilten Auflage entspricht. 

Zu Nr. 6 Buchst. b 

Die Übergangsregelung nach § 21 Abs. 5 DVBayKrG kann zur Verschlankung des Nor-
menbestandes entfallen, da es zwischenzeitlich keine praktischen Anwendungsfälle 
mehr gibt. 

 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 

 

 


